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RESOLUTION 65/19

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 6. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/463,
Ziff. 9)1.

65/19. Verantwortlichkeit der Staaten für
völkerrechtswidrige Handlungen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/83 vom 12. De-
zember 2001, deren Anlage den Wortlaut der Artikel über die
Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige Hand-
lungen enthält, und ihre Resolutionen 59/35 vom 2. Dezem-
ber 2004 und 62/61 vom 6. Dezember 2007, in denen sie die
Artikel der Aufmerksamkeit der Regierungen empfahl,

betonend, wie wichtig auch künftig die Kodifizierung
und fortschreitende Entwicklung des Völkerrechts ist, wie in
Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a der Charta der Vereinten Na-
tionen vorgesehen,

feststellend, dass die Frage der Verantwortlichkeit der
Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen für die Bezie-
hungen zwischen den Staaten von großer Bedeutung ist,

unter Berücksichtigung der Stellungnahmen und Be-
merkungen der Regierungen2 und der auf der sechsundfünf-
zigsten, neunundfünfzigsten, zweiundsechzigsten und fünf-
undsechzigsten Tagung der Generalversammlung im Sechs-
ten Ausschuss geführten Erörterungen über die Verantwort-
lichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen,

mit Dank Kenntnis nehmend von der vom Generalsekre-
tär veranlassten Zusammenstellung von Entscheidungen in-
ternationaler Gerichte und anderer Organe in Bezug auf die
Artikel3,

1. erkennt an, wie wichtig die Artikel über die Ver-
antwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige Handlun-
gen sind, und empfiehlt sie abermals der Aufmerksamkeit der
Regierungen, ohne dass davon die Frage ihrer künftigen An-
nahme oder sonstiger geeigneter Maßnahmen berührt würde;

2. ersucht den Generalsekretär, die Regierungen zu
bitten, weitere schriftliche Stellungnahmen zu künftigen
Maßnahmen betreffend die Artikel vorzulegen;

3. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Zu-
sammenstellung von Entscheidungen internationaler Gerichte
und anderer Organe in Bezug auf die Artikel zu aktualisieren
und die Regierungen zu bitten, Informationen über ihre dies-
bezügliche Praxis vorzulegen, und ersucht den Generalsekre-
tär ferner, ihr diese Unterlagen weit vor ihrer achtundsech-
zigsten Tagung vorzulegen;

4. beschließt, den Punkt „Verantwortlichkeit der
Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen“ in die vorläufi-
ge Tagesordnung ihrer achtundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men und im Rahmen einer Arbeitsgruppe des Sechsten Aus-
schusses und im Hinblick auf die Fassung eines Beschlusses
die Frage eines Übereinkommens über die Verantwortlichkeit
der Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen oder sonsti-
ge geeignete Maßnahmen auf der Grundlage der Artikel wei-
ter zu prüfen.

RESOLUTION 65/20

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 6. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/464,
Ziff. 7)4.

65/20. Strafrechtliche Verantwortlichkeit von
Bediensteten der Vereinten Nationen und
Sachverständigen im Auftrag der Vereinten
Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/281 vom 29. März
2005, in der sie sich der Empfehlung des Sonderausschusses
für Friedenssicherungseinsätze anschloss, der Generalsekre-
tär solle den Mitgliedern der Vereinten Nationen einen um-
fassenden Bericht über die Frage der sexuellen Ausbeutung
und des sexuellen Missbrauchs in Friedenssicherungseinsät-
zen der Vereinten Nationen vorlegen5,

sowie unter Hinweis darauf, dass der Generalsekretär
am 24. März 2005 dem Präsidenten der Generalversammlung
einen Bericht seines Beraters in Fragen der sexuellen Ausbeu-
tung und des sexuellen Missbrauchs durch Friedenssiche-
rungspersonal der Vereinten Nationen6 übermittelte,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 59/300 vom
22. Juni 2005, in der sie sich der Empfehlung des Sonderaus-
schusses für Friedenssicherungseinsätze anschloss, eine
Gruppe von Rechtssachverständigen einzurichten, die Rat er-
teilen soll, wie am besten sicherzustellen ist, dass die ur-
sprüngliche Intention der Charta der Vereinten Nationen ver-
wirklicht wird, dass nämlich Bedienstete der Vereinten Natio-
nen und Sachverständige im Auftrag der Vereinten Nationen,
die an ihrem Dienstort Straftaten begehen, nie de facto davon
ausgenommen sind, für die Folgen dieser Handlungen einste-
hen zu müssen, dass sie aber auch nicht ohne ordnungsgemä-
ßes Verfahren zu Unrecht bestraft werden dürfen7,

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Äthiopiens im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorgelegt.
2 Siehe A/62/63 und Add.1 und A/65/96 und Add.1.
3 Siehe A/62/62 und Corr.1 und Add.1 und A/65/76.

4 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der
Vertreterin Griechenlands im Namen des Präsidiums im Ausschuss vor-
gelegt.
5 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session,
Supplement No. 19 (A/59/19/Rev.1), erster Teil, Kap. III, Abschn. D,
Ziff. 56.
6 Siehe A/59/710.
7 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session,
Supplement No. 19 (A/59/19/Rev.1), zweiter Teil, Kap. II, Abschn. N,
Ziff. 40 a).




